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Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie

Frau Abgeordnete Franziska Brychcy (Die Linke)

über

die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

A n t wo r t

auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/22918

vom 11. Juni 2025

über Eine Schule für alle II: Gemeinschaftsschulen und Inklusion

_____________________________________________________________________

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

1. Wie hoch ist der Anteil der in „Blickpunkt Schule“ 2024/25 angegebenen 17.583 Schüler*innen mit

festgestelltem sonderpädagogischem Förderbedarf, die im Schuljahr 2024/25 integrativ in Regelklassen

beschult werden, relativ zur Gesamtzahl der Schüler*innen der jeweiligen Schulform (prozentuale Angaben
bitte nach Bezirken und Schularten [Grundschulen, ISS, Gemeinschaftsschulen, Gymnasien] aufschlüsseln!)?

Zu 1.: In der Anlage befindet sich eine tabellarische Übersicht.

2. In wie vielen sonderpädagogischen Kleinklassen werden die 779 im laufenden Schuljahr in

sonderpädagogischen Kleinklassen unterrichteten Schüler*innen unterrichtet und wie verteilen sich diese auf
die Bezirke und Schulformen?

Zu 2.: Es wird auf die Antwort zur Frage 10 der Schriftlichen Anfrage 19-22906 verwiesen.

Die genannte Zahl von 779 Schülerinnen und Schülern integriert weitere Kleinklassen, wie

zum Beispiel für Autismus, so dass es dabei zu einer abweichenden Summe kommt.
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3. Wie bewertet der Senat die Verteilung der Schüler*innen in Integration sowie der sonderpädagogischen

Kleinklassen auf die Schulformen und Bezirke?

Zu 3.: Bezogen auf die Gesamtzahl der Schülerinnen und Schüler mit

sonderpädagogischem Förderbedarf im gemeinsamen Unterricht lässt sich aus den zu

Frage 1 dargestellten Zahlen für die öffentlichen Schulen die Verteilung auf die

Schularten und Bezirke ableiten.

Für die Verteilung auf die Schularten ergibt sich daraus:

Tabelle 1: Verteilung aller Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem
Förderbedarf in der Inklusion auf die Schularten an öffentlichen Schulen

Grundschule Gymnasium
Gemeinschafts-

schule

Integrierte

Sekundarschule
Insgesamt

absolut 8.443 704 2.042 6.394 17.583

anteilig 48,02 % 4,00 % 11,61 % 36,36 % 100,00 %

Erwartungsgemäß ist der Anteil der Schülerinnen und Schüler, die eine Klasse in der

Primarstufe besuchen, im Verhältnis höher als in der Sekundarstufe. Hier müssen zu den

rund 48 % an Grundschulen auch die Schülerinnen und Schüler im Primarbereich der

Gemeinschaftsschulen addiert werden, so dass der Anteil der Schülerinnen und Schüler

im Primarbereich dadurch voraussichtlich auf deutlich über 50 % steigt. Dies entspricht

der Erwartung, da angenommen wird, dass sonderpädagogische Förderung auch dazu

führen kann, dass im Verlauf des Schulbesuchs eine positive Lernentwicklung stattfindet,

dass diese Förderung nicht länger notwendig ist.

Der verhältnismäßig geringe Anteil der Schülerinnen und Schüler mit

sonderpädagogischem Förderbedarf, die ein Gymnasium besuchen, ist voraussichtlich

durch den Umstand begründet, dass eine große Gruppe der Schülerinnen und Schüler mit

sonderpädagogischem Förderbedarf im Förderschwerpunkt „Lernen“ und „Geistige

Entwicklung“ zieldifferent unterrichtet und bewertet werden muss. Es wird darüber hinaus

angenommen, dass Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf

häufiger von umfassenden Entwicklungsverzögerungen betroffen sein können, so dass

Erziehungsberechtigte auch in Hinblick auf das zusätzliche 13. Schuljahr zum Erreichen

des Abiturs dem Besuch einer Sekundar- oder Gemeinschaftsschule für ihr Kind

bevorzugen könnten.

Bezüglich der Verteilung der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem

Förderbedarf in der Inklusion auf die Bezirke lassen die vorliegenden Daten keine



3

direkten Rückschlüsse darauf zu, warum in einzelnen Bezirken im Verhältnis zum

bezirklichen Anteil an der Gesamtzahl an Schülerinnen und Schülern im Land Berlin

anteilig deutlich mehr oder weniger Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem

Förderbedarf beschult werden. Hierbei spielen voraussichtlich eine Vielzahl von Faktoren,

wie zum Beispiel die Sozialstruktur und die Verfügbarkeit von barrierefreiem Wohnraum

im Bezirk, aber auch die Anzahl und Lage der weiterführenden Schulen im Bezirk eine

Rolle, da dort die Aufnahme nicht vom Wohnbezirk abhängig ist.

4. Welche Maßnahmen ergreift der Senat, um Schulformen und Bezirke, die sich besonders um die inklusive
Beschulung von Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf verdient machen, zu unterstützen?

Zu 4.: Im Rahmen der schulaufsichtlichen Budgetierung besteht die Möglichkeit, Schulen

über die schulartenspezifische Zumessung von Mitteln hinaus gezielt auch in Hinblick auf

inklusive Angebote zu unterstützen. Von der Möglichkeit, zusätzlich Pädagogische

Unterrichtshilfen für den Unterricht nach dem Rahmenlehrplan für den Förderschwerpunkt

„Geistige Entwicklung“ in der inklusiven Schule einzustellen, profitieren Schulen, die eine

größere Anzahl von Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf in

diesem Förderschwerpunkt unterrichten.

Darüber hinaus bieten die Schulpsychologischen und Inklusionspädagogischen

Beratungs- und Unterstützungszentren (SIBUZ) auch systembezogene Beratung zur

inklusiven Weiterentwicklung der Schulen an.

Berlin, den 2. Juli 2025

In Vertretung

Christina Henke

Senatsverwaltung für Bildung,

Jugend und Familie
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